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Gesetz  
zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über 

die öffentliche Sicherheit und Ordnung und des  
Niedersächsischen Verfassungsschutzgesetzes 

Gesetz  
zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über 

die öffentliche Sicherheit und Ordnung und des  
Niedersächsischen Verfassungsschutzgesetzes 

  
Artikel 1 Artikel 1 

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über die  
öffentliche Sicherheit und Ordnung 

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über die  
öffentliche Sicherheit und Ordnung 

  
 Das Niedersächsische Gesetz über die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung in der Fassung vom 19. Janu-
ar 2005 (Nds. GVBl. S. 9), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 12. Dezember 2012 (Nds. 
GVBl. S. 566), wird wie folgt geändert: 

 Das Niedersächsische Gesetz über die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung in der Fassung vom 19. Janu-
ar 2005 (Nds. GVBl. S. 9), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 12. Dezember 2012 
(Nds. GVBl. S. 566), wird wie folgt geändert: 

  
1. § 33 wird wie folgt geändert: 1. unverändert 
  

a) In der Überschrift wird das Wort „Telekommu-
nikationsverbindungsdaten“ durch das Wort 
„Verkehrsdaten“ ersetzt. 

 

  
b) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Tele-

kommunikationsverbindungsdaten im Sinne 
des § 100 g Abs. 3 der Strafprozessordnung“ 
durch die Worte „Verkehrsdaten (§ 96 des Te-
lekommunikationsgesetzes)“ ersetzt. 

 

  
c) In Absatz 2 werden das Wort „Telekommuni-

kationsdienstleistungen“ durch das Wort „Te-
lekommunikationsdienste“ und das Wort „Te-
lekommunikationsverbindungsdaten“ durch 
das Wort „Verkehrsdaten“ ersetzt. 

 

  
2. § 33 a wird wie folgt geändert: 2. § 33 a wird wie folgt geändert: 
  

a) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 werden die Worte 
„Telekommunikationsverbindungsdaten (§ 33 
Abs. 1)“ durch die Worte „Verkehrsdaten 
(§ 96 des Telekommunikationsgesetzes)“ er-
setzt. 

a) unverändert 

  
b) Absatz 7 wird wie folgt geändert:  b) unverändert 

  
aa) In Satz 1 wird das Wort „Telekommuni-

kationsleistungen“ durch das Wort „Te-
lekommunikationsdienste“ ersetzt. 

 

  
bb) Satz 2 erhält folgende Fassung:  

  
„2Die Polizei hat den Diensteanbietern 
eine Entschädigung entsprechend § 23 
des Justizvergütungs- und -entschädi-
gungsgesetzes zu gewähren.“ 
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c) Es wird der folgende Absatz 8 angefügt: c) Es wird der folgende Absatz 8 angefügt: 
  

 „(8) 1Diejenigen, die geschäftsmäßig Te-
lekommunikationsdienste erbringen oder dar-
an mitwirken, haben der Polizei aufgrund ei-
nes Auskunftsverlangens nach Absatz 2 
Satz 1 Nr. 2 oder 3 die zur Auskunftserteilung 
erforderlichen Daten unverzüglich zu übermit-
teln; die Absätze 4 und 5 gelten entspre-
chend. 2Die Polizei hat den Diensteanbietern 
eine Entschädigung entsprechend § 23 des 
Justizvergütungs- und -entschädi-
gungsgesetzes zu gewähren.“ 

 „(8) 1Die Polizei kann unter den Vor-
aussetzungen des Absatzes 1 über die 
dort genannten Personen Auskunft von 
den Diensteanbietern über Daten nach Ab-
satz 2 Satz 1 Nr. 2 oder 3 verlangen; die Ab-
sätze 4 und 5 gelten entsprechend. 1/1Die 
Diensteanbieter haben die nach Satz 1 an-
geforderten Daten unverzüglich und voll-
ständig zu übermitteln. 2Die Polizei hat den 
Diensteanbietern eine Entschädigung ent-
sprechend § 23 des Justizvergütungs- und -
entschädigungsgesetzes zu gewähren.“ 

  
3. § 33 c erhält folgende Fassung: 3. § 33 c erhält folgende Fassung: 
  

„§ 33 c „§ 33 c 
Auskunftsverlangen Auskunftsverlangen 

  
 (1) 1Die Polizei kann zur Abwehr einer Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit Auskunft über die 
nach den §§ 95 und 111 des Telekommunikations-
gesetzes erhobenen Daten zu den in den §§ 6 
und 7 dieses Gesetzes sowie unter den Vorausset-
zungen des § 8 dieses Gesetzes zu den dort ge-
nannten Personen verlangen. 2Die Datenerhebung 
darf auch durchgeführt werden, wenn Dritte un-
vermeidbar betroffen werden. 3Auf das Auskunfts-
verlangen nach Satz 1 findet § 30 Abs. 4 keine 
Anwendung. 

 (1) 1Die Polizei kann zur Abwehr einer Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit Auskunft über die 
nach den §§ 95 und 111 des Telekommunikations-
gesetzes erhobenen Daten  
 
1. zu den in den §§ 6 und 7 __________ ge-

nannten Personen und 
 
2. unter den Voraussetzungen des § 8 

__________ zu den dort genannten Personen 
 
verlangen. 2Die Datenerhebung darf auch durchge-
führt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen 
werden. 3Auf das Auskunftsverlangen nach Satz 1 
findet § 30 Abs. 4 keine Anwendung. 

  
 (2) 1Die Polizei darf auch Auskunft über Daten 
verlangen, mittels derer der Zugriff auf Endgeräte 
oder auf Speichereinrichtungen, die in diesen End-
geräten oder hiervon räumlich getrennt eingesetzt 
werden, geschützt werden. 2Die Auskunft darf nur 
verlangt werden, wenn die Voraussetzungen des 
§ 33 a Abs. 1 und die gesetzlichen Voraussetzun-
gen dafür vorliegen, dass die Polizei zu dem je-
weils angestrebten Nutzungszweck, insbesondere 
zur Sicherstellung von Daten nach § 26 oder zur 
Durchführung einer Telekommunikationsüberwa-
chung nach § 33 a, Zugriff auf die geschützten Da-
ten und Telekommunikationsvorgänge nehmen 
darf. 3Die Datenerhebung darf auch durchgeführt 
werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen wer-
den. 4§ 33 a Abs. 4 und 5 gilt entsprechend. 
5Satz 4 findet keine Anwendung, wenn die Nutzung 

 (2) 1Die Polizei darf ____ Auskunft über Da-
ten verlangen, mittels derer der Zugriff auf Endge-
räte oder auf Speichereinrichtungen, die in diesen 
Endgeräten oder hiervon räumlich getrennt einge-
setzt werden, geschützt wird, wenn die Voraus-
setzungen des § 33 a Abs. 1 vorliegen. 
2__________ 3Die Datenerhebung darf auch 
durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar 
betroffen werden. 4§ 33 a Abs. 4 und 5 gilt entspre-
chend. 5__________ 
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der Daten bereits durch eine gerichtliche Entschei-
dung gestattet wird. 

  
 (3) 1Unter den Voraussetzungen des § 33 a 
Abs. 1 darf die Auskunft nach Absatz 1 auch an-
hand einer zu bestimmten Zeitpunkten zugewiese-
nen Internetprotokoll-Adresse verlangt werden. 
2§ 33 a Abs. 4 und 5 gilt entsprechend. 

 (3) 1__________ Anhand einer zu einem 
bestimmten Zeitpunkt_ zugewiesenen Internetpro-
tokoll-Adresse dürfen die in eine Auskunft nach 
Absatz 1 aufzunehmenden Daten nur unter den 
Voraussetzungen des § 33 a Abs. 1 bestimmt 
werden. 2§ 33 a Abs. 4 und 5 gilt entsprechend. 

  
 (4) 1Diejenigen, die geschäftsmäßig Tele-
kommunikationsdienste erbringen oder daran mit-
wirken, haben der Polizei aufgrund eines Aus-
kunftsverlangens nach den Absätzen 1 bis 3 die 
zur Auskunftserteilung erforderlichen Daten unver-
züglich, vollständig und richtig zu übermitteln. 2Die 
Polizei hat für die Erteilung von Auskünften nach 
den Absätzen 1 bis 3 eine Entschädigung entspre-
chend § 23 des Justizvergütungs- und -entschädi-
gungsgesetzes zu gewähren.“ 

 (4) 1Die Diensteanbieter __________ haben 
der Polizei __________ die nach den Absätzen 1 
bis 3 verlangten Daten unverzüglich und vollstän-
dig __________ zu übermitteln. 2Die Polizei hat für 
die Erteilung von Auskünften nach den Absätzen 1 
bis 3 eine Entschädigung entsprechend § 23 des 
Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes zu 
gewähren.“ 

  
  

Artikel 2 Artikel 2 
Änderung des Niedersächsischen  

Verfassungsschutzgesetzes 
Änderung des Niedersächsischen  

Verfassungsschutzgesetzes 
  
 Das Niedersächsische Verfassungsschutzgesetz in 
der Fassung vom 6. Mai 2009 (Nds. GVBl. S. 154), zu-
letzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 7. Ok-
tober 2010 (Nds. GVBl. S. 465), wird wie folgt geändert: 

 Das Niedersächsische Verfassungsschutzgesetz in 
der Fassung vom 6. Mai 2009 (Nds. GVBl. S. 154), ____ 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 7. Okto-
ber 2010 (Nds. GVBl. S. 465), wird wie folgt geändert: 

  
1. § 5 a Abs. 6 wird wie folgt geändert: 1. § 5 a ____ wird wie folgt geändert: 
  
 a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 

„Postdienstleitungen erbringen oder“ und 
die Worte „Postdienstleistungen oder“ ge-
strichen. 

  
 b) Die Absätze 4 und 8 werden gestrichen. 
  
 c) Die bisherigen Absätze 5 bis 7 werden Ab-

sätze 4 bis 6. 
  
 d) Der neue Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
  

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: aa) unverändert 
  

„1Diejenigen, die geschäftsmäßig Telekom-
munikationsdienste erbringen oder daran 
mitwirken, sind verpflichtet, der Verfassungs-
schutzbehörde auf Anordnung Auskünfte zu 
Verkehrsdaten nach § 96 Abs. 1 Nrn. 1 bis 4 
des Telekommunikationsgesetzes (TKG) und 
sonstigen zum Aufbau und zur Aufrechterhal-
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tung der Telekommunikation notwendigen 
Verkehrsdaten zu erteilen.“ 

  
b) Es wird der folgende Satz 3 angefügt: bb) unverändert 

  
„3Die Verfassungsschutzbehörde hat für die 
Erteilung von Auskünften nach Satz 1 eine 
Entschädigung entsprechend § 23 des Justiz-
vergütungs- und -entschädigungsgesetzes zu 
gewähren.“ 

 

  
 e) Im neuen Absatz 6 wird die Verweisung 

„Absätzen 2, 3 und 5“ durch die Verwei-
sung „Absätzen 2 bis 4“ ersetzt. 

  
 f) Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 7 und 

wie folgt geändert: 
  
 Im einleitenden Satzteil wird die Verwei-

sung „Absatz 6“ durch die Verweisung 
„Absatz 5“ ersetzt. 

  
 1/1. § 5 b wird wie folgt geändert: 
  
 a) In Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1, Ab-

satz 3 Satz 1, Absatz 4 Satz 1, Absatz 5 
Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 2 sowie in Ab-
satz 6 wird jeweils die Angabe „Abs. 2 
bis 6“ durch die Angabe „Abs. 2 bis 5“ er-
setzt. 

  
 b) In Absatz 4 Satz 2 werden die Worte „bei 

denjenigen, die geschäftsmäßig Teleme-
dien anbieten oder daran mitwirken,“ ge-
strichen. 

  
 c) In Absatz 7 wird die Angabe „Abs. 4 bis 9“ 

durch die Angabe „Abs. 4 bis 7“ ersetzt. 
  
2. Nach § 5 b wird der folgende § 5 c eingefügt: 2. Nach § 5 b wird der folgende § 5 c eingefügt: 
  

„§ 5 c „§ 5 c 
Auskunftsverlangen Auskunftspflichten 

  
 (1) Soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben 
der Verfassungsschutzbehörde erforderlich ist, darf 
von demjenigen, der geschäftsmäßig Telekommu-
nikationsdienste erbringt oder daran mitwirkt, Aus-
kunft über die nach den §§ 95 und 111 TKG erho-
benen Daten verlangt werden (§ 113 Abs. 1 Satz 1 
TKG). 

 (1) 1Diejenigen, die geschäftsmäßig Tele-
kommunikationsdienste erbringen oder daran mit-
wirken, sind verpflichtet, der Verfassungsschutz-
behörde auf Anordnung Auskünfte zu den nach 
den §§ 95 und 111 TKG erhobenen Daten unver-
züglich und vollständig zu erteilen. 2Auskünfte 
dürfen nur im Einzelfall und unter der Voraus-
setzung eingeholt werden, dass sie zur Erfüllung 
der Aufgaben nach § 3 Abs. 1 Satz 1 erforderlich 
sind. 
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 (2) 1Bezieht sich das Auskunftsverlangen 
nach Absatz 1 auf Daten, mittels derer der Zugriff 
auf Endgeräte oder auf Speichereinrichtungen, die 
in diesen Endgeräten oder hiervon räumlich ge-
trennt eingesetzt werden, geschützt wird (§ 113 
Abs. 1 Satz 2 TKG), darf die Auskunft nur verlangt 
werden, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen 
für die Nutzung der geschützten Daten vorliegen. 
2§ 5 b Abs. 1 bis 4 gilt entsprechend. 

 (2) 1Zu Daten, mittels derer der Zugriff auf 
Endgeräte oder auf Speichereinrichtungen, die in 
diesen Endgeräten oder hiervon räumlich getrennt 
eingesetzt werden, geschützt wird __________, 
darf eine Auskunft nach Absatz 1 nur unter den 
Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 des Artikel 10-
Gesetzes eingeholt werden __________. 2§ 5 a 
Abs. 7 und § 5 b Abs. 1 bis 4 gelten entspre-
chend. 

  
 (3) 1Die Auskunft nach Absatz 1 darf auch 
anhand einer zu bestimmten Zeitpunkten zugewie-
sene Internetprotokoll-Adresse verlangt werden 
(§ 113 Abs. 1 Satz 3 TKG). 2§ 5 b Abs. 1 bis 4 gilt 
entsprechend. 

 (3) 1__________ Anhand einer zu einem be-
stimmten Zeitpunkt_ zugewiesenen Internetproto-
koll-Adresse dürfen die in eine Auskunft nach Ab-
satz 1 aufzunehmenden Daten nur unter den 
Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 des Artikel 10-
Gesetzes bestimmt werden __________. 2§ 5 a 
Abs. 7 und § 5 b Abs. 1 bis 4 gelten entspre-
chend. 

  
 (4) Aufgrund eines Auskunftsverlangens nach 
Absatz 1 bis 3 hat derjenige, der geschäftsmäßig 
Telekommunikationsdienste erbringt oder daran 
mitwirkt, die zur Auskunftserteilung erforderlichen 
Daten unverzüglich, vollständig und richtig zu 
übermitteln. 

 (4) __________ (jetzt in Absatz 1 Satz 1) 

  
 (5) Die Verfassungsschutzbehörde hat für die 
Erteilung von Auskünften nach Absatz 1 bis 3 eine 
Entschädigung entsprechend § 23 des Justizvergü-
tungs- und -entschädigungsgesetzes zu gewähren. 

 (5) Die Verfassungsschutzbehörde hat für die 
Erteilung von Auskünften nach den Absätzen 1 
bis 3 eine Entschädigung entsprechend § 23 des 
Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes zu 
gewähren. 

  
 (6) Das Grundrecht des Fernmeldegeheim-
nisses (Artikel 10 des Grundgesetzes) wird nach 
Maßgabe des Absatzes 2 eingeschränkt.“ 

 (6) Das Grundrecht des Fernmeldegeheim-
nisses (Artikel 10 des Grundgesetzes) wird nach 
Maßgabe des Absatzes 3 eingeschränkt.“ 

  
  
 Artikel 2/1 
 Änderung des Artikels 4 des Gesetzes zur Änderung 

des Niedersächsischen Verfassungsschutzgesetzes, 
des Niedersächsischen Sicherheitsüberprüfungsge-

setzes und des Niedersächsischen Gesetzes über 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung  

vom 16. Januar 2009 
  
 Artikel 4 des Gesetzes zur Änderung des Nie-

dersächsischen Verfassungsschutzgesetzes, des 
Niedersächsischen Sicherheitsüberprüfungsgeset-
zes und des Niedersächsischen Gesetzes über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung vom 16. Januar 
2009 (Nds. GVBl. S. 2) wird wie folgt geändert: 

  
 1. Nummer 1 wird wie folgt geändert: 
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 a) Buchstabe b erhält folgende Fassung: 
  
 „b) Die bisherigen Absätze 2 bis 7 wer-

den Absätze 1 bis 6.“ 
  
 b) Die Buchstaben d und g werden gestri-

chen. 
  
 c) Der bisherige Buchstabe e wird Buchsta-

be d und wie folgt geändert: 
  
 Im einleitenden Satzteil wird die Verwei-

sung „Absatz 4“ durch die Verweisung 
„Absatz 3“ ersetzt. 

  
 d) Der bisherige Buchstabe f wird Buchsta-

be e und erhält folgende Fassung: 
  
 „e) Im neuen Absatz 5 wird die Verwei-

sung ‚Absätzen 2 bis 4’ durch die 
Verweisung ‚Absätzen 1 bis 3’ er-
setzt.“ 

  
 e) Der bisherige Buchstabe h wird Buchsta-

be f und erhält folgende Fassung: 
  
 „f) Im neuen Absatz 6 wird die Verwei-

sung ‚Absatz 5’ durch die Verweisung 
‚Absatz 4’ ersetzt.“ 

  
 2. Nummer 2 wird wie folgt geändert: 
  
 a) In Buchstabe a werden die Angabe „Abs. 2 

bis 6“ durch die Angabe „Abs. 2 bis 5“ und 
die Angabe „Abs. 1 bis 5“ durch die Anga-
be „Abs. 1 bis 4“ ersetzt. 

  
 b) Buchstabe c erhält folgende Fassung: 
  
 „c) In Absatz 7 wird die Verweisung ‚§ 5 a 

Abs. 4 bis 7’ durch die Verweisung 
‚§ 5 a Abs. 3 bis 6’ ersetzt.“ 

  
 3. Nach Nummer 2 wird die folgende neue Num-

mer 3 eingefügt: 
  
 „3. In § 5 c Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 2 

wird jeweils die Angabe ‚Abs. 7’ durch die 
Angabe ‚Abs. 6’ ersetzt.“ 

  
 4. Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden Num-

mern 4 und 5. 
  

7 



Niedersächsischer Landtag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/284 
 
 
 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/169 

 
Empfehlungen des Ausschusses für Inneres und Sport 
 

 
 

8 

  
Artikel 3 Artikel 3 

Einschränkung von Grundrechten Einschränkung eines Grundrechts 
  
 Aufgrund dieses Gesetzes kann das Grundrecht 
auf Wahrung des Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 
des Grundgesetzes) eingeschränkt werden. 

unverändert 

  
  

Artikel 4 Artikel 4 
Weitere Änderung des Niedersächsischen Gesetzes  

über die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
Weitere Änderung des Niedersächsischen Gesetzes  

über die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
  
 § 33 c des Niedersächsischen Gesetzes über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung in der Fassung vom 
19. Januar 2005 (Nds. GVBl. S. 9), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 dieses Gesetzes, wird gestrichen. 

unverändert 

  
  

Artikel 5 Artikel 5 
Weitere Änderung des Niedersächsischen  

Verfassungsschutzgesetzes 
Weitere Änderung des Niedersächsischen  

Verfassungsschutzgesetzes 
  
 § 5 c des Niedersächsischen Verfassungsschutz-
gesetzes in der Fassung vom 6. Mai 2009 (Nds. GVBl. 
S. 154), zuletzt geändert durch Artikel 2 dieses Geset-
zes, wird gestrichen. 

unverändert 

  
  

Artikel 6 Artikel 6 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

  

 1Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten die Arti-
kel 4 und 5 am 1. Juli 2015 in Kraft. 

unverändert 

 

(Ausgegeben am 13.06.2013) 
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